
New Labours Finanz- und Wirtschaftspolitik: 
Sozialdemokratie durch die Hintertür?

Reimut Zohlnhöfer 

Einleitung

Die Finanzpolitik bildet für jede Regierung einen ganz zentralen Politikbe­
reich: Die Steuerpolitik bestimmt entscheidend mit, wie viel Geld der Re­
gierung zur Verfügung steht, die Haushaltspolitik legt fest, für welche 
Zwecke es ausgegeben werden soll. Insofern werden hier die Koordinaten 
festgelegt für alle Politikfelder und Programme, die zumindest teilweise 
mit Finanzmitteln operieren. Daher steht die Finanzpolitik häufig im Zent­
rum politischer Kontroversen, schlagen sich unterschiedliche politische 
Programme doch in aller Regel auch in unterschiedlichen Niveaus und 
Zusammensetzungen der Staatseinnahmen und -ausgaben nieder. Gleich­
zeitig ist die Finanzpolitik jedoch auch in besonderem Maße von den ver­
meintlichen Handlungszwängen der zunehmenden internationalen Ar­
beitsteilung betroffen, die -  so die weit verbreitete Annahme -  Steuersen­
kungen und Haushaltskonsolidierung unabhängig von der jeweiligen 
parteipolitischen Zusammensetzung der Regierung erzwingen -  Politikop­
tionen, die sozialdemokratischen Parteien ferner liegen als ihrer bürgerli­
chen Konkurrenz (zu einer theoretischen Diskussion dieser Fragen vgl. 
z.B. Zohlnhöfer 2005). Der vorliegende Beitrag fragt daher danach, ob New 
Labour in der Lage (und willens!) war, eine eigenständige Finanzpolitik zu 
betreiben, die sich von der ihrer Vorgängerregierung signifikant unter­
schied. Doch hat die Policy-Forschung zur Genüge gezeigt, dass die Inter­
nationale Ökonomie keineswegs die einzige Beschränkung bei der Durch­
setzung finanzpolitischer Vorstellungen ist -  selbst nicht in einer West- 
minster-Demokratie. Daher werden im vorliegenden Kapitel auch die 
Brems- und Schubkräfte innerparteilicher Auseinandersetzungen und des 
Wettbewerbs um Wählerstimmen auf ihren Einfluss auf die Finanzpolitik 
New Labours untersucht.

Da das Erbe, das die Blair-Regierung antreten musste, einen erhebli­
chen Einfluss darauf hatte, welchen Problemen sich die neue Regierung 
stellen und nicht stellen musste, werden zu Beginn des Aufsatzes die 
wichtigsten wirtschafts- und finanzpolitischen Entscheidungen der kon­
servativen Vorgängerregierungen knapp dargestellt. Daran anschließend 
wird die zentrale makroökonomische Politikkonzeption von Schatzkanzler 
Gordon Brown, die sicherlich mit Glaubwürdigkeit auf den Begriff ge­
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bracht werden kann, vorgestellt, da die zentrale Ausrichtung der Finanz­
politik nur in diesem größeren stabilitätspolitischen Rahmen verstanden 
werden kann. Im vierten Abschnitt wird die Entwicklung von Steuer- und 
Haushaltspolitik nachgezeichnet, die in den folgenden Abschnitten erklärt 
wird. Dabei wird zunächst diskutiert, inwieweit die Blair/Brownsche Fi­
nanzpolitik eine Abkehr vom Thatcherismus ist, inwieweit also Parteien­
differenzen noch tragen. Die finanzpolitische Position New Labours seit 
Mitte der 1990er Jahre, die sich markant von der Position der Labour Par­
tei in den 1980er Jahren unterscheidet, wird anschließend mit Blick auf 
innerparteiliche Veränderungen und die Wirkungen des Wettbewerbs um 
Wählerstimmen erklärt. Der Schlussabschnitt fasst die wichtigsten Ergeb­
nisse des Beitrags zusammen.

Das Erbe des Thatcherismus

Man wird die Wirtschafts- und Finanzpolitik der Regierung unter Tony 
Blair nicht verstehen können, wenn man das Erbe außer Acht lässt, das die 
konservativen Regierungen Thatcher und Major hinterlassen haben. Die 
18jährige Regierungszeit der Tories brachte nämlich fundamentale wirt­
schaftspolitische Änderungen mit sich, mit denen Labour sich auseinander 
zu setzen hatte, ja die den Spielraum für progressive Reformen erheblich 
eingeschränkt haben könnten (Rhodes 2000: 21). Mit dem Amtsantritt der 
Regierung Thatcher 1979 wurde Inflation und nicht mehr Arbeitslosigkeit 
als zentrales wirtschaftspolitisches Problem angesehen. Die Geldentwer­
tung wurde in den ersten Jahren durch eine strikte Kontrolle des Geld­
mengenwachstums, später durch die Verteidigung eines bestimmten 
Wechselkurses zur D-Mark und seit 1990 durch die Mitgliedschaft im 
Wechselkursmechanismus des Europäischen Währungssystems (EWS) zu 
bekämpfen versucht -  mit wechselndem, aber insgesamt bescheidenem 
Erfolg. 1992 erzwangen Währungsspekulationen gegen das Pfund das 
Ende der britischen Mitgliedschaft im Wechselkursmechanismus; stattdes- 
sen wurde ab diesem Zeitpunkt eine pragmatische Geldpolitik verfolgt, 
die vergleichsweise niedrige Inflationsraten ermöglichte (Thomas 2001: 
58f.).

Doch nicht nur in der wirtschaftspolitischen Zielsetzung und der Be­
deutung der Geldpolitik waren fundamentale Änderungen zu registrieren. 
Ebenso erfolgten weit reichende Privatisierungen, die im Wesentlichen zur 
Haushaltskonsolidierung genutzt wurden und am Ende der Regierung 
Major nur noch wenige öffentliche Unternehmen zurückließen, sowie ein 
gegenüber 1979 massiv verändertes Steuersystem (vgl. als Überblick Shaw 
1994). Lag beispielsweise der Spitzensatz der Einkommensteuer bei That­
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chers Amtsantritt bei 83% (für Kapitalerträge sogar bei 98%), war er bereits 
1988 auf einheitlich 40% gesenkt worden. Der Standardsteuersatz der Ein­
kommensteuer war bis zum Ende der Major-Regierung von 33 auf 23%, 
der Eingangssatz von 25 auf 20% gefallen. Ähnliches gilt für die Körper­
schaftsteuer: Der Regelsatz fiel von 52 auf 33, der Satz für niedrige Gewin­
ne von 42 auf 23%. Diese Steuersatzsenkungen bei direkten Steuern gingen 
aber keineswegs mit einer sinkenden Steuerquote einher. Vielmehr wurde 
einerseits die Bemessungsgrundlage der direkten Steuern verbreitert und 
die Sozialversicherungsbeiträge der Arbeitnehmer erhöht, andererseits 
stiegen die indirekten Steuern massiv, so beispielsweise die Verbrauchs­
steuern auf Tabak, Alkohol und Mineralöl, aber vor allem die Mehr­
wertsteuer, deren Regelsatz von 8% (bei einem erhöhten Satz von 12,5%) 
auf 17,5% (bei einem ermäßigten Satz von 8%) kletterte und deren Bemes­
sungsgrundlage deutlich ausgeweitet wurde. Insgesamt war das Steuer­
system am Ende der konservativen Regierungsperiode erheblich weniger 
progressiv als noch 1979.

In der Haushaltspolitik hatten die Konservativen die Konsolidierung 
auf ihre Fahnen geschrieben. Diese gelang in den 1980er Jahren leidlich; 
allerdings nicht, wie zunächst angekündigt, durch massives Zurück­
schneiden der Ausgaben, sondern eher durch Steuererhöhungen und die 
Einnahmen aus Nordseeöl und Privatisierung. Im Zuge der Rezession zu 
Beginn der 1990er Jahre musste die Regierung Major dann jedoch erneut 
ein massives Haushaltsdefizit (im Haushaltsjahr 1993/94 von rd. £50 Mrd. 
oder über 7% des Bruttoinlandsproduktes (BIP)) hinnehmen. Die Finanz­
minister Norman Lamont und Kenneth Clarke reagierten mit massiven 
Steuererhöhungen: Sozialversicherungsbeiträge wurden erhöht, die Ab­
setzbarkeit von Hypothekenzinsen eingeschränkt, die Mehrwertsteuer auf 
Strom und Heizgas ausgeweitet, der Ehegatten- und der persönliche Frei­
betrag der Einkommensteuer eingefroren und neue Steuern auf Versiche­
rungsprämien und Flüge eingeführt. Zudem verpflichtete sich die Regie­
rung darauf, die Mineralölsteuer jährlich real um fünf Prozent, die Ta­
baksteuer real um drei Prozent zu erhöhen (sog. "escalator"; OECD 1994: 
37-39). Gleichzeitig wurde das Ausgabenwachstum rigoros beschränkt. 
Insbesondere die Lohnerhöhungen im öffentlichen Dienst wurden strikt 
begrenzt und die Zahl der Staatsdiener zwischen 1992 und 1997 um über 
14% reduziert (OECD 2004: 78). Daneben kam es zu Kürzungen im Vertei- 
digungs- und Verkehrshaushalt und bei einzelnen Sozialleistungen. Insge­
samt hatten diese Konsolidierungsmaßnahmen durchaus Erfolg, das Defi­
zit war bis zum Amtsantritt der Regierung Blair gesunken, wenn es auch 
immer noch deutlich über 3% am BIP betrug, allerdings mit deutlich fal­
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lender Tendenz. Auch die Staatsquote lag -  insbesondere im europäischen 
Vergleich -  mit nur wenig über 40% am BIP im Haushaltsjahr 1996/97 
relativ niedrig.

Insofern war die wirtschaftspolitische Bilanz der Regierung unter John 
Major vor den Wahlen 1997 nicht ungünstig (Glyn/Wood 2001: 51; Thomas 
2001: 51): Die Arbeitslosigkeit fiel seit vier Jahren, die Inflationsrate lag bei 
rund zwei Prozent und die Neuverschuldung war seit ihrem Höchststand 
von 1993/94 stark gefallen. Zusätzlich hatte der Finanzminister in den zwei 
Budgets vor der Wahl den Standardsteuersatz der Einkommensteuer um 
jeweils einen Prozentpunkt gesenkt, um die Tories als Steuersenkungspar­
tei zu profilieren. Im Gegensatz zu 1992, als die Konservativen mit einer 
ähnlichen Strategie eine schon verloren geglaubte Wahl noch hatten ge­
winnen können, verloren sie die Wahl 1997 erdrutschartig -  und dies nicht 
zuletzt im Feld der Wirtschaftspolitik (vgl. Wickham-Jones 1997). Dies 
hatte in allererster Linie mit dem erzwungenen Ausscheiden des Pfundes 
aus dem Wechselkursmechanismus des EWS im September 1992 zu tun: 
Mit der ersten Abwertung des Pfundes, die eine konservative Regierung 
zu verantworten hatte, hatte auch das Bild der Partei als kompetente Ma­
nagerin der Ökonomie dauerhaften Schaden genommen, was sich sowohl 
in der Kompetenzeinschätzung der Wähler -  die Konservativen fielen hier 
zum ersten Mal überhaupt hinter Labour zurück (Crewe 2001: 69)1 -  als 
auch der Wahlabsicht stark niederschlug. Hinzu kamen die höchst unpo­
pulären Steuererhöhungen -  das Budget aus dem März 1993, mit dem die 
Mehrwertsteuer auf Strom und Heizgas ausgeweitet wurde, wurde nur 
von 19% der Befragten als fair, von 75% dagegen als unfair betrachtet und 
avancierte damit zum unpopulärsten Haushalt seit Beginn der einschlägi­
gen Befragungen (Wickham-Jones 1997:105). Schließlich trug auch die sich 
zuspitzende Situation bei den öffentlichen Diensten, vor allem beim NHS, 
die auf die dauerhaft zu geringe finanzielle Ausstattung zurückgeführt 
wurde, zur Niederlage der Regierung Major bei. Vor diesem Hintergrund 
steuerten die Tories also genauso viel zum Wahlsieg Blairs bei wie New 
Labour selbst.

Dies gilt umso mehr, als das Wahlprogramm New Labours 1997 im 
Bereich der Wirtschafts- und Finanzpolitik wenig versprach -  insbesonde- 1

1 Nach Gallup-Daten hatten die Konservativen im Jahr 1992 vor dem Ausscheiden aus 
dem Wechselkursmechanismus im September einen durchschnittlichen Vorsprung vor 
Labour bei der wirtschaftspolitischen Kompetenzeinschätzung von 11 Prozentpunkten, 
in keinem Monat lag Labour hier vor den Konservativen. Ab September 1992 lagen die 
Tories in diesem Issue dagegen immer deutlich hinter Labour, im Wahljahr 1997 um 
durchschnittlich 11 Prozentpunkte (Daten nach Wickham-Jones 1997:112).



New Labours Finanz- und Wirtschaftspolitik 17

re im Vergleich mit früheren Labour Wahlprogrammen. Mit Ausnahme 
des New Deals und seiner Finanzierung über eine Sondersteuer auf priva­
tisierte Unternehmen der öffentlichen Daseinsvorsorge (s.u.) verpflichtete 
sich Labour im Wesentlichen, die Finanzpolitik der Konservativen fortzu­
setzen: Für die ersten zwei Haushaltsjahre wollte sich Gordon Brown an 
die Ausgabenpläne der Konservativen halten, und eine Erhöhung der 
Einkommensteuersätze wurde für die gesamte Wahlperiode ausgeschlos­
sen. Vielmehr sollten Wähler wie internationale Finanzmärkte (zunächst) 
davon überzeugt werden, dass New Labour -  im Gegensatz zu "Old La­
bour" -  sehr wohl in der Lage sein würde, die Staatsfinanzen und die Ö- 
konomie als Ganze kompetent zu managen. Glaubwürdigkeit zu erringen, 
stand im Zentrum der makroökonomischen Überlegungen.

Glaubwürdigkeit als wirtschaftspolitisches Erfolgsrezept

Finanzminister Gordon Brown verfolgte mit seiner Wirtschaftspolitik zwei 
zentrale Ziele: einerseits makroökonomische Stabilität herzustellen und 
andererseits Beschäftigung und Wohlstand insbesondere auch unter den 
weniger Privilegierten zu erhöhen sowie die öffentliche Daseinsvorsorge 
zu verbessern. Allerdings war für ihn unzweifelhaft, dass die Verfolgung 
makroökonomischer Stabilität zumindest zunächst Vorrang vor den ande­
ren Zielen haben musste, ja, sie wurde gerade als Basis für deren Errei­
chung verstanden (Annesley/Gamble 2004: 144). Die Ziele der Bekämp­
fung der Arbeitslosigkeit, der Umverteilung und der Verbesserung der 
öffentlichen Dienstleistungen sollten dagegen innerhalb dieses Rahmens 
erreicht werden.

Die Bedeutung makroökonomischer Stabilität wurde besonders im 
Hinblick auf die Finanzmärkte als vorrangig erachtet, denen gegenüber 
die Regierung Glaubwürdigkeit gewinnen wollte. Zu diesem Zweck sollte 
die makroökonomische Politik mittelfristig angelegt sein und Stabilität 
und Transparenz vermitteln. Brown (2002: x) selbst betonte:

"The discretion necessary for effective economic policy could only be possible within an 
institutional framework that commanded market credibility and public trust. That credi- 
bility depends upon a long-term approach to policy-making, openness, transparency 
and clear and accountable divisions of responsibility: the fundamental principles of the 
new macroeconomic framework" (vgl. auch Brown 1997: col. 303f.).

Dieser makroökonomische Rahmen bestand im Wesentlichen aus drei 
Elementen (vgl. Thain 2000: 220ff. sowie aus Sicht der Regierung 
Balls/O'Donnell 2002), nämlich
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1. Gewährung operativer Unabhängigkeit für die Zentralbank,
2. langfristigen finanzpolitischen Regeln und
3. mittelfristiger Ausgabenplanung.
Die Entlassung der Bank of England in die operative Unabhängigkeit 

war die erste -  und mutmaßlich einschneidendste -  wirtschaftspolitische 
Entscheidung der Regierung Blair, und zudem eine, die zwar bereits we­
nige Tage nach der Wahl umgesetzt wurde, von der sich im Wahlpro­
gramm aber noch nichts lesen ließ (vgl. dazu Rawnsley 2001: 33f.). Der 
Bank wurde ein -  symmetrisches -  Inflationsziel von 2,5% (seit Dezember 
2003: 2%) vorgegeben, das heißt, ein Unterschreiten des Ziels ist ebenso 
wenig erwünscht wie ein Überschreiten (vgl. z.B. Thain 2000: 221; Annes- 
ley/Gamble 2004:146). Bei einem Verfehlen des Inflationsziels um mehr als 
einen Prozentpunkt ist der Zentralbankchef verpflichtet, die Gründe hier­
für in einem offenen Brief an den Schatzkanzler zu erläutern. Die Zinspoli­
tik wird von einem neuen Gremium, dem Monetary Policy Committee 
(MPC), bestimmt, das aus neun Mitgliedern besteht, von denen fünf aus 
der Bank selbst, vier von außen kommen. Diese Outsider werden -  ebenso 
wie der Zentralbankgouverneur und seine beiden Stellvertreter, die zu 
den Mitgliedern des MPC aus der Bank gehören -  vom Schatzkanzler er­
nannt (Wickham-Jones 2002: 108). Die Protokolle der Sitzungen des MPC, 
inklusive des Abstimmungsverhaltens seiner Mitglieder in Fragen der 
Zinspolitik, werden spätestens sechs Wochen nach der entsprechenden 
Sitzung veröffentlicht. Zusätzlich ist die Bank verpflichtet, einen viertel­
jährlichen Bericht zu veröffentlichen, in dem sie ihre Zinspolitik begrün­
det, und sie ist dem Unterhaus verantwortlich, indem sie regelmäßig dem 
Treasury Committee berichtet. Ganz offensichtlich zielten diese Änderun­
gen also auf die Durchsetzung von Transparenz, Offenheit und Konsistenz 
in der Geldpolitik (Thain 2000: 222).

Den gleichen Zielen diente auch die Regelbindung der Finanzpolitik, 
die 1998 im "Code for Fiscal Stability" verankert wurde: "The new fiscal 
framework aims to strengthen fiscal transparency, accountability and pre- 
dictability and thereby policy credibility" (OECD 1998: 46). Gordon Brown 
betrachtete stabile öffentliche Finanzen als Grundvoraussetzung zur Errei­
chung aller anderen wirtschaftspolitischen Ziele (Wickham-Jones 2002: 
108), insbesondere aber als Voraussetzung für dauerhaftes Wirtschafts­
wachstum und die Verbesserung der Basisstruktur der Ökonomie (Investi­
tionen, Produktivität), die wiederum eine zukünftige selektive Auswei­
tung der Staatsausgaben ermöglichen sollte. Daher sollte die Finanzpolitik 
folgende beiden Regeln über den Konjunkturzyklus einhalten (vgl. z.B. 
OECD 2002: 101): 1. die so genannte "Goldene Regel", nach der über den
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Konjunkturzyklus hinweg Defizite nur zur Finanzierung von Nettoinvesti­
tionen zulässig sind, also über den Konjunkturzyklus hinweg (nicht in 
einzelnen Jahren!) die Investitionsausgaben mindestens so hoch wie die 
Neuverschuldung sein müssen; 2. die öffentliche Verschuldung (als Anteil 
am BIP) soll -  erneut über den Konjunkturzyklus betrachtet -  auf einem 
stabilen und klugen ("prudent”) Niveau gehalten werden. Der Schatzkanz­
ler operationalisierte dieses Niveau mit unter 40% am BIP.

Die mittelfristige Ausgabenplanung schließlich stellte ebenfalls darauf 
ab, die Finanzpolitik längerfristig und damit berechenbar auszurichten. So 
werden große Teile der Ausgaben der einzelnen Ministerien -  wichtigste 
Ausnahme sind die Sozialausgaben -  für jeweils drei Jahre definitiv festge­
legt. Während der Implementation überwacht das Finanzministerium die 
Ausgaben der einzelnen Ministerien, wobei es vor allem um die Errei­
chung von bestimmten Programmzielen geht, auf die sich die Ministerien 
in so genannten ’’Public Service Agreements” verpflichten (Thain 2000: 
229f.; OECD 2002: 108ff.). Die Erreichung dieser Outputziele soll wieder­
um als Voraussetzung für zukünftige Mittelzuweisungen dienen.

Wie sah jedoch die tatsächliche Finanzpolitik New Labours aus, wel­
che Schwerpunkte wurden gesetzt, wurden die finanzpolitischen Regeln 
eingehalten und welche Rolle spielte die Steuerpolitik? Diesen Fragen 
wird im Folgenden nachgegangen.

New Labours Finanzpolitik

Steuerpolitik

Die ersten steuerpolitischen Maßnahmen der neuen Regierung wurden im 
Bereich der Körperschaftsteuersätze vorgenommen, wo der Satz für große 
Unternehmen mit dem ersten Budget aus dem Juli 1997 von 33 auf 31 und 
für kleine Unternehmen von 23 auf 21% reduziert wurde (Pym/Kochan 
1998: 231). Im Jahr darauf kam es jeweils zur Senkung beider Sätze um 
einen weiteren Prozentpunkt. 1999 wurde zudem ein Steuersatz von 10% 
für Kleinstfirmen eingeführt, der 2001 in Kraft trat. Der Körperschaftssteu­
ersatz für kleine und kleinste Firmen wurde in späteren Budgets noch 
weiter, im Fall kleinster Firmen sogar auf 0, gesenkt (vgl. Tab. I).2 Zusätz­
lich wurden in den ersten Budgets vor allem für kleine und mittlere Un­
ternehmen Erleichterungen durchgesetzt, etwa indem Abschreibungsbe­

2 Die Angaben zu den Haushaltsjahren in Tabelle 1 beziehen sich jeweils auf das Inkraft­
treten der betreffenden Änderung, während im Text üblicherweise das Jahr der Verab­
schiedung genannt wird. Im Fall der Labour-Regierung fallen beide Angaben häufig 
auseinander, da sie verschiedene Maßnahmen schon vor dem Jahr ihres Inkrafttretens 
verabschiedete.
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dingungen verbessert und Forschung und Entwicklung gefördert wurden; 
2002 wurde zudem für große Unternehmen eine Steuergutschrift für For­
schung und Entwicklung eingeführt. Auf der anderen Seite erreichte die 
Regierung im Unternehmensbereich erhebliche zusätzliche Steuereinnah­
men, beispielsweise durch eine einmalige Steuer auf privatisierte Versor- 
gungsuntemehmen und die Abschaffung bestimmter Steuervorteile etwa 
bei der Dividendenbesteuerung (s.u.).

Tabelle 1: Einkommen- und Körperschaftsteuersätze in Großbritannien, 
1997-2005

Einkommensteuersätze

Ein- _ _ .
Regel- Spitzen-

gangs-
ö ö  satz satz 

satz

Körperschaftsteuersätze

_ . Satz für niedri- 
Regelsatz _

ge Gewinne

Ausgangslage* 20 23 40 33 23

Ab April 1997 ** 20 23 40 31 21

Ab April 1999 10 23 40 30 20

Ab April 2000 10 22 40 30 10/20

Ab April 2002 10 22 40 30 0/19

Änderungen in den jeweiligen Steuersätzen sind fett gedruckt.
Quelle: eigene Zusammenstellung
*  Einschließlich Änderungen, die mit dem von den Konservativen im November 1996 beschlossenen 
Budget im April 1997 in Kraft traten.
* *  Die Änderungen wurden von der Regierung Blair rückwirkend zum Beginn des Haushaltsjahres 
eingeführt.

In Bezug auf die Einkommensteuer hatte Labour sich im Wahlpro­
gramm für die Unterhauswahl 1997 darauf verpflichtet, die Steuersätze 
nicht zu erhöhen. Dieses Versprechen wurde nicht nur eingehalten, die 
beiden unteren Sätze der Einkommensteuer wurden sogar gesenkt, wenn­
gleich nur in der ersten Amtszeit der Regierung und nur sehr moderat. So 
wurde mit dem Budget 1999 der Standardsteuersatz um einen Prozent­
punkt auf 22% gesenkt (in Kraft ab Haushaltsjahr 2000), der Eingangssteu­
ersatz wurde gar auf 10% reduziert. Allerdings wurde die Einkommens­
grenze, bis zu der der Eingangssatz gezahlt wurde, erheblich reduziert 
(vgl. Merkel et al. 2005). Auch die reale Ausweitung der 10%-Steuerstufe
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in den folgenden Jahren änderte daran nichts Wesentliches, zumal sie in 
der zweiten Amtszeit der Regierung Blair lediglich in Höhe der Inflations­
rate angepasst wurde (Emmerson et al. 2005:10).

Wirtschafts- und sozialpolitisch mindestens ebenso bedeutend wie 
diese Veränderungen war allerdings die Einführung des Working Family 
Tax Credit (WFTC) im Jahr 1998, der den Family Credit ablöste (vgl. hier­
zu weiterführend HM Treasury 2005). Beim WFTC handelte es sich im 
Wesentlichen um eine negative Einkommensteuer. Das Programm in sei­
ner ursprünglichen Fassung erhöhte den Nettolohn von gering verdienen­
den Arbeitnehmern mit Kindern wöchentlich um bis zu £48,80 plus einen 
Zuschlag für jedes Kind, der mit dem Alter des Kindes variierte. Zudem 
konnten bis zu 70% der Kinderbetreuungskosten erstattet werden. Ausge­
zahlt wurde der Betrag mit dem Lohn. Ab einem Nettolohn von £90 pro 
Woche wurde der Auszahlungsbeitrag reduziert, wobei lediglich 55% des 
Einkommens oberhalb der Grenze angerechnet wurden. In den Folgejah­
ren wurde das Programm noch ausgebaut. Im Vergleich zum Vorgänger­
programm war WFTC erstens großzügiger und zweitens wurde ein gerin­
gerer Teil des Einkommens angerechnet, sodass die faktische Progression 
verringert wurde.

2003 wurde das Programm in Working Tax Credit (WTC) umbenannt 
und kam ab dann auch Geringverdienern ohne Kinder zu Gute. Gleichzei­
tig wurde mit dem Child Tax Credit eine weitere steuerliche Förderung 
von Kindern eingeführt, die -  anders als der klassische Kinderfreibetrag 
(Children's Tax Credit) -  stärker auf Familien mit niedrigem Einkommen 
fokussiert wurde. Ziel aller dieser Reformen war es, Anreize zur Aufnah­
me auch niedrig entlohnter Arbeit zu schaffen, indem die faktischen mar­
ginalen Steuersätze (unter Einbeziehung des Verlusts von Sozialleistun­
gen) verringert wurden. Das gilt auch für die Reform der Sozialversiche­
rungsbeiträge, die in den Budgets 1998 und 1999 angegangen wurde. Mit 
diesen Reformen wurden die Sozialversicherungsbeiträge für Arbeitneh­
mer etwas progressiver gestaltet, indem im unteren Bereich die margina­
len Steuersätze massiv abgesenkt und die Verdienstober grenze erhöht 
wurde. Nach Angaben der Regierung wurde die Zahl derjenigen, die von 
faktischen marginalen Steuersätzen von über 70% betroffen waren, durch 
die Reformen bei Sozialversicherungen und Steuergutschriften um über 
60% gesenkt (berechnet nach HM Treasury 2005: 30).

Die Sozialversicherungsreformen betrafen aber auch die Arbeitgeber­
beiträge. Hier wurden einerseits alle nicht-monetären Gehaltsbestandteile 
in die Bemessungsgrundlage aufgenommen, andererseits die Beiträge -  
wie auch die der Arbeitnehmer und Selbständigen -  mit dem Budget 2002
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erhöht. Dagegen sollte die Einführung einer Klimaabgabe, die -  versehen 
mit großzügigen Sonderregelungen für die energieintensiven Industrien -  
auf Energieverbrauch von Unternehmen erhoben wurde, die Besteuerung 
von Arbeit reduzieren, da die Einnahmen zur Senkung des Sozialversiche­
rungsbeitragssatzes der Arbeitgeber genutzt wurden.

Abb. 1: Staats- und Steuerquote in Großbritannien, 1996/97-2004/05
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Q uäk: H M  Trwsury (http://www.hm~treosury.gov,uk/imdm/C62/B0/March05WEB.xls) [6.5.2005]

Bei den Verbrauchssteuern schließlich ergibt sich ein gemischtes Bild: 
Die Mehrwertsteuer auf Strom und Heizgas, die die Tories 1993 eingeführt 
hatten, wurde im ersten Labour-Budget von 8 auf 5% gesenkt; ansonsten 
kam es bei der Mehrwertsteuer in den ersten beiden Legislaturperioden zu 
keinen Veränderungen. Die automatische Erhöhung der Verbrauchssteu­
ern, die die Konservativen 1993 eingeführt hatten, wurde zunächst nicht 
nur beibehalten, sondern noch ausgebaut (s.u.). Ab 2000 wurden diese 
Steuern allerdings kaum mehr erhöht.

Die Steuerpolitik der ersten beiden Labour-Administrationen ist nicht 
durch massive Umbrüche gekennzeichnet. Die weit reichenden Steuerre­
formen der konservativen Regierungen wurden akzeptiert, bezüglich des 
Eingangs- und Standardsteuersatzes wurden Änderungen durchgesetzt, 
die in der Kontinuität der Vorgängerregierung zu sehen sind. Auch die 
Politik der Verbrauchsteuererhöhungen wurde zunächst fortgesetzt und

Staatsquote

Steuerquote
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dann eher als Reaktion auf deren nicht antizipierte negative Nebeneffekte 
ausgesetzt. Der einzige Bereich, in dem explizit eine Maßnahme der Regie­
rung Major zurückgenommen wurde, ist die Mehrwertsteuer auf Strom 
und Heizgas. Eigene Schwerpunkte setzte die Regierung gleichwohl mit 
der Ökosteuer, vor allem aber im Bereich der Steuergutschriften und der 
Reform der Sozialversicherungsbeiträge, die einerseits Anreize zur Auf­
nahme auch niedrig entlohnter Arbeit setzen sollten, die andererseits aber 
durchaus gezielt finanzielle Mittel für weniger wohlhabende Bevölke­
rungsteile und Familien mit Kindern zur Verfügung stellten. Auch die 
Besteuerung des Unternehmenssektors wurde -  insbesondere in der ersten 
Legislaturperiode -  entgegen den Erwartungen der Globalisierungstheore­
tiker erhöht. Dies allerdings fast unsichtbar, etwa durch die Veränderung 
der Dividendenbesteuerung (Toynbee/Walker 2001: 92). Die britische 
Steuerquote ist unter der Regierung Blair leicht gestiegen (vgl. Abb. 1): Sie 
nahm insbesondere in den ersten Jahren ganz erheblich zu, sank dann 
zwischen 2000 und 2003 wieder leicht, was zu einem erheblichen Teil den 
massiven Kursverlüsten an den Börsen in diesen Jahren geschuldet war, 
die zu Einnahmeverlusten von rund einem Prozent des BIP führten (O- 
ECD 2004: 66), um dann wieder etwas zu steigen. Insgesamt dürfte die 
Steuerquote bis 2005 um rund 1,5 Prozentpunkte gestiegen sein, wobei die 
Prognosen für eine dritte Amtszeit der Labour Party eine deutlich stärkere 
Ausweitung Voraussagen (Emmerson et al. 2005: 2).

Haushaltspolitik

Die Regierung Blair hatte sich im Wahlkampf 1997 darauf festgelegt, die 
Ausgabenpläne der Vorgängerregierung für die nächsten beiden Haus­
haltsjahre mit einer Ausnahme -  der Einführung des so genannten "New 
Deals" -  einzuhalten. Entsprechend waren die ersten Budgets des neuen 
Schatzkanzlers Gordon Brown ausgesprochen restriktiv: In den Haushalts­
jahren 1997/1998 und 1998/1999 sanken die Ausgaben relativ zum BIP um 
3 Prozentpunkte, während die Einnahmen um 1,6 Prozentpunkte am BIP 
stiegen (OECD 2000: 63). In den kommenden Jahren blieben zusätzlich die 
tatsächlichen zunächst unter den geplanten Ausgaben (OECD 2000; Em- 
merson/Frayne 2001: 10), nicht zuletzt, weil die administrativen Kapazitä­
ten für ein größeres Investitionsvolumen fehlten (Grant 2003: 274). Die 
ersten Budgets wurden sogar vom vormaligen Schatzkanzler Kenneth 
Clarke als "eye-watering tight" beschrieben, während John Major zugab, 
dass die Konservativen im Falle eines Wahlsiegs höhere Ausgaben als 
zunächst geplant vorgenommen hätten (Rawnsley 2001: 38; Grant 2003: 
273).
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Welche Maßnahmen wurden im Einzelnen getroffen? Auf der Ausga­
benseite wurde vor allem die Politik der strikten Ausgabenkontrolle bei­
behalten. Dabei wurden auch von den Konservativen in Aussicht gestellte 
oder erwogene Kürzungen im Sozialbereich umgesetzt (vgl. Toyn- 
bee/Walker 2001: 18-24), etwa bei der Unterstützung für Alleinerziehende 
oder der Arbeitsunfähigkeitsunterstützung, für die eine Bedürftigkeitsprü­
fung eingeführt wurde. Auch die Rentenerhöhung im Jahr 2000 um ledig­
lich 75 Pence in der Woche ist in diesem Zusammenhang zu nennen, be­
ruhte sie doch darauf, dass die Regierung an der Indexierung der Renten 
an die Preise (und nicht die Löhne) festhielt, die Anfang der 1980er Jahre 
von der Thatcher-Regierung eingeführt wurde. Diese Maßnahmen brach­
ten zwar fiskalisch wenig ein und wurden kurz darauf in der einen oder 
anderen Weise kompensiert, symbolisch jedoch waren sie von großer Be­
deutung (Rawnsley 2001: lllff.).

Hinzu kam in den ersten Jahren der Regierung Blair, dass aufgrund 
der günstigen wirtschaftlichen Entwicklung und der sinkenden Arbeitslo­
sigkeit die Ausgaben für Sozialleistungen um etwa £4 Mrd. zurückgingen, 
während aufgrund niedriger Zinsen und abnehmender öffentlicher Ver­
schuldung die zu leistenden Zinszahlungen um rund £3 Mrd. sanken 
(Mullard 2001: 311). Die Regierung versuchte gleichzeitig, eine gewisse 
Erhöhung der Ausgaben in ihren prioritären Feldern Bildung, Gesundheit 
und Verkehr durchzusetzen, doch die realen Ausgabenzuwächse lagen 
zunächst kaum über den Planungen der konservativen Vorgängerregie­
rung (vgl. für die ersten beiden Jahre die Zahlen bei Deakin/Parry 2000: 
195f.). Besonders erwähnenswert ist zudem die Einführung der "New 
Deals" im Budget vom Juli 1997, die in den Folgejahren ausgeweitet wur­
den. Diese Programme zielten vor allem darauf, Problemgruppen des Ar­
beitsmarktes, etwa Langzeitarbeitslose, Jugendliche, Ältere, Behinderte 
und Alleinerziehende durch Beratung und Maßnahmen der aktiven Ar­
beitsmarktpolitik beschäftigungsfähig zu machen, während eine Nicht- 
Teilnahme an ihnen zumindest für Jugendliche und Langzeitarbeitslose 
mit finanziellen Sanktionen verbunden war (vgl. hierzu ausführlicher 
Merkel et al. 2005).

Erheblich größere Aktivitäten gab es in den ersten drei Regierungsjah­
ren auf der Einnahmenseite (vgl. als Überblick OECD 2000: 72f.; Clark et 
al. 2002: 190). So wurde die automatische jährliche Erhöhung der Tabak- 
und Mineralölsteuer ausgeweitet: Statt um real 3 und 5% sollten diese 
Steuern zukünftig jährlich real um 5 und 6% steigen. Die steuerliche Ab­
setzbarkeit von Hypothekenzinsen wurde 1998 weiter eingeschränkt und 
2000 schließlich abgeschafft, und auch die Besteuerung von Firmenwagen
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wurde vorangetrieben. Der Ehegattenfreibetrag wurde zunächst reduziert 
und 2000 abgeschafft, an seine Stelle trat 2001 der Child Tax Credit. Eben­
so wurden verschiedene Verkehrssteuem (insbesondere Grunder­
werbsteuer) und die Versicherungssteuer erhöht. Aber auch Unternehmen 
wurden herangezogen: Der MNew Deal" etwa wurde durch eine einmalige 
Sondersteuer finanziert, die auf solche privatisierten Versorgungsunter­
nehmen erhoben wurde, die "übermäßige" Gewinne erwirtschaftet hatten. 
Die 1997 durchgesetzte Abschaffung der Steuergutschriften für Dividen­
den an von der Steuer befreite Pensionsfonds führte ebenso zu erheblichen 
Zusatzeinnahmen wie die Veränderungen bei der Dividendenbesteuerung 
(Abschaffung der Advance Corporation Tax) und die Einführung viertel­
jährlicher Körperschaftsteuerzahlungen (OECD 1998: 48; Stephens 2001: 
192f.).3

Bedingt sowohl durch diese Steuererhöhungen als auch das kräftige 
Wirtschaftswachstum nahm die Steuerquote zwischen 1996 und 1999 um 
zwei Prozentpunkte zu, sodass die Regierung bereits das Haushaltsjahr 
1998/99 mit einem Überschuss abschließen konnte -  ein Zustand, der auch 
in den folgenden Haushaltsjahren Bestand hatte. Mit dem Budget 
1999/2000 begann die Regierung daher mit einem signifikanten Kurswech­
sel, was sich zunächst in der Steuerpolitik mit der Senkung des Eingangs­
und Standardsatzes der Einkommensteuer widerspiegelte. Ab dem darauf 
folgenden Jahr wurden dann auch erheblich höhere Ausgaben angekün­
digt, vor allem in den prioritären Bereichen Gesundheit, Bildung und Ver­
kehr (Stephens 2001: 186). So wurden im Haushaltsjahr 2000/2001 £4 Mrd., 
im folgenden Haushaltsjahr sogar £9 Mrd. (1% BIP) über das zunächst 
vorgesehene Ausgabenniveau hinaus zur Verfügung gestellt (OECD 2000: 
76).

Mit dem Budget 2002 erhöhte die wiedergewählte Labour-Regierung 
erneut die Abgaben. So wurden ab April 2003 die Sozialversicherungsbei­
träge für Arbeitgeber, Selbständige und Arbeitnehmer um einen Prozent­
punkt erhöht, wobei diese Erhöhung auch auf Einkommen über der Ver- 
dienstobergrenze erhoben wurde. Daneben wurden die Freibeträge für 
unter 65-Jährige im Haushaltsjahr 2003/04 eingefroren und die Besteue­
rung des Nordseeöls erhöht. Auf der anderen Seite wurden aber auch die 
Steuererleichterungen für Familien mit Kindern und für Gering verdienen­
de ausgeweitet und die Mineralölsteuer nicht an die Inflation angepasst,

3 Die Veränderungen bei der Dividendenbesteuerung wurden zusätzlich damit begrün­
det, dass auf diese Weise die Anreize für Unternehmen von der Ausschüttung von Ge­
winnen zu deren Re-Investition verändert werden sollten (Brown 1997: col. 306; vgl. 
auch Pym/Kochan 1998: 48f.; 103).
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real also gesenkt. Wichtiger noch war aber, dass mit der Steuererhöhung 
eine massive Ausweitung der Ausgaben für den NHS, nämlich real um 
43% in den folgenden fünf Haushaltsjahren, finanziert werden sollte 
(Grant 2003: 275).

Im weiteren Verlauf der Wahlperiode kam es kaum mehr zu nen­
nenswerten Steuererhöhungen (IFS 2005: 116), lediglich Maßnahmen zur 
Bekämpfung von Steuervermeidung, deren fiskalischer Beitrag allerdings 
vernachlässigbar blieb (vgl. z.B. OECD 2004: 68), wurden in verschiedenen 
Budgets verabschiedet. Zur Finanzierung einiger Wahlgeschenke an Rent­
ner und Familien mit Kindern wurde die Nordseeölbesteuerung für 2005 
einmalig erhöht. Gleichzeitig wurden die Ausgaben, insbesondere in den 
Kembereichen Gesundheit, Bildung und Verkehr, erheblich ausgeweitet, 
die Staatsquote, die in den ersten Jahren der Regierung von 40,6% 
(1996/97) auf 37,4% (1999/2000) -  und damit auf das niedrigste Niveau seit 
1960/61 -  gefallen war, stieg bis 2004/05 wieder auf 41,2% und wird nach 
den Prognosen der Regierung noch weiter steigen (Emmerson/Frayne 
2005: 2; vgl. Abb. 1).

Gleichzeitig stagnierten ab dem Jahr 2000 die Steuereinnahmen, und 
auch die Privatisierungsoption konnte Labour -  im Gegensatz zu den kon­
servativen Vorgängerregierungen -  nicht in nennenswertem Umfang nut­
zen. Dies hatte einerseits mit der Kapitalmarktsituation nach dem Platzen 
der Börsenblase ab dem Jahr 2000 zu tun, andererseits aber vor allem da­
mit, dass nur noch wenig vom "Tafelsilber" übrig geblieben war und diese 
Überbleibsel technisch, politisch und kommerziell schwer zu privatisieren 
waren (Mayer 2005: 98). Daher wurde in der zweiten Legislaturperiode 
New Labours eine deutliche Erhöhung der Staatsverschuldung zur Finan­
zierung der zusätzlichen Staatsausgaben hingenommen (vgl. Abb. 2). Die 
Nettoneuverschuldung als Anteil am BIP stieg auf über 3% im Haushalts­
jahr 2003/04, nachdem der Haushalt im Fiskaljahr 2001/02 noch praktisch 
ausgeglichen war und die Regierung in den drei Jahren zuvor sogar 
Schulden zurückzahlen konnte.

Allerdings erschien Gordon Brown gegen Ende der zweiten Amtszeit 
die Erhöhung der Staatsausgaben um durchschnittlich über 4% jährlich, 
wie sie für die Zeit zwischen 1999 und 2006 vorgesehen war, nicht dauer­
haft durchsetzbar, da sie ihn vor die gleichmäßig unattraktiven Optionen 
stellte, entweder die Steuern zu erhöhen -  was angesichts bevorstehender 
Unterhauswahlen Wasser auf die Mühlen der Konservativen gewesen 
wäre -  oder seine finanzpolitischen Regeln zu verletzen. Stattdessen setzte 
er mit dem Budget 2004 vor allem darauf, die Effizienz im öffentlichen 
Dienst zu erhöhen, womit bis 2007/08 £21 Mrd. eingespart werden sollten.
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Ob diese Einsparungen dauerhaft erreicht werden können, ist gegenwärtig 
noch nicht zu entscheiden. Wahrscheinlicher erscheint allerdings, dass der 
Haushalt 2006/07 Einnahmen erhöhende Maßnahmen beinhalten wird, 
damit Brown seine "goldene Regel" im vermutlich 2006 zu Ende gehenden 
Konjunkturzyklus einhalten kann (vgl. IFS 2005).

Abb. 2: Nettoneuverschuldung in Großbritannien, 1996/97-2004/05 
(in % BIP)

Quelle: HM  Treasury (http://www.hm-treasury.gov.uk/media/C62/B0/March05WEB.xls) [6.5.2005]

Zusätzlich zur Entwicklung der gesamten Staatsausgaben, die zwi­
schen 1996/97 -  dem letzten Haushaltsjahr, für das die Konservativen 
gänzlich Verantwortung trugen -  und 2004/05 real um knapp 27%, also im 
Durchschnitt rund 3% pro Jahr (Emmerson/Frayne 2005: 4), stiegen, und 
der Verschuldung ist aber auch die Verteilung der Ausgaben auf die ein­
zelnen Bereiche von Bedeutung. Abb. 3 gibt einen Überblick über die 
wichtigsten Veränderungen.

Deutlich wird dabei, dass es erhebliche Umschichtungen im Haushalt 
gegeben hat. Die günstige wirtschaftliche Entwicklung führte einerseits zu 
einem geringeren Bedarf an Sozialausgaben, die entsprechend unter­
durchschnittlich wuchsen; andererseits führte die zunehmende Verbesse­
rung der Haushaltslage sowie die einmaligen Einnahmen aus den Erlösen

http://www.hm-treasury.gov.uk/media/C62/B0/March05WEB.xls
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der Versteigerung der UMTS-Lizenzen in Höhe von £22,5 Mrd. im April 
2000 (OECD 2002: 169) zu abnehmender Staatsverschuldung. Dies führte 
nicht nur dazu, dass der Finanzminister seine Schuldenstandsregel wohl 
ohne Probleme wird einhalten können (Chote et al. 2005: 7), sondern -  im 
Zusammenspiel mit einem niedrigen Zinsniveau -  auch zu stark abneh­
menden Zinszahlungen.

Abb. 3: Reale Ausgabenveränderungen in verschiedenen 
Haushaltsbereichen 1996/97-2004/05

Quelle: berechnet nach Emmerson/Frayne 2005:6.

Dagegen stiegen die Ausgaben vor allem in den Bereichen mit beson­
ders hoher Priorität, allen voran die Gesundheitsausgaben, die zwischen 
1996/97 und 2004/05 real um fast 60% wuchsen, gefolgt von Ausgaben für 
das Verkehrswesen, die im gleichen Zeitraum real um knapp 50% Zunah­
men, sowie den Bereichen Inneres und Bildung, die jeweils um rund 45% 
zulegten. Am Ende der zweiten Legislaturperiode lagen auch die Nettoin­
vestitionsausgaben mit 1,6% des BIP wieder deutlich über dem Niveau, 
das die Konservativen hinterlassen hatten (0,7%). Allerdings waren die 
Investitionsausgaben in Labours erster Amtszeit zunächst weiter gefallen 
und erholten sich erst ab Mitte der zweiten Amtszeit wieder (vgl. HM 
Treasury 2004: 38; Emmerson/Frayne 2005: 2). Dennoch dürfte Gordon
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Brown seine "goldene Regel" knapp einhalten können (Chote et al. 2005: 
4f.). Zugleich weitete die Regierung die "Private Finance Initiative" (PFI), 
also die private Finanzierung von Infrastrukturinvestitionen, die die Kon­
servativen Anfang der 1990er Jahre eingeführt hatten, nennenswert aus. 
Im Haushaltsjahr 2000/01 beliefen sich die entsprechenden Investitionen 
auf 0,4% am BIP und machten damit etwa ein Drittel der staatlich veran- 
lassten Nettoinvestitionen (= Nettoinvestitionen + PFI) aus (OECD 2002: 
119). Besonders stark wurden PFI im Bereich des Krankenhausbaus einge­
setzt, da fast alle neuen Krankhäuser auf diese Weise finanziert wurden 
(Toynbee/Walker 2005: 34).

Labours Wirtschaftspolitik: Thatcherismus light oder 
sozialdemokratischer "Dritter Weg"?

Die Frage, ob die Wirtschafts- und Finanzpolitik der Regierung Blair von 
der Politik der konservativen Vorgängerregierung ab weiche oder nicht, 
ist, insbesondere hinsichtlich der ersten Wahlperiode, sehr unterschiedlich 
beantwortet worden. Mullard (2001: 311) etwa konnte keinen Wandel fest­
stellen, wenn er schreibt: "During its first term the Blair government did 
not make a break with the past, choosing rather to live with the public 
sector landscape it had inherited than set out to change it." Colin Hay 
(1999: 127) konstatiert auf der Basis programmatischer Aussagen ebenfalls, 
dass 1997 "the Keynesian consensus of the post-war period would appear 
to have been replaced by the neo-liberal consensus of the post-Thatcher 
period" (ähnlich Hay/Watson 1999: 157). Dagegen gibt Gavin Kelly (1997: 
281) zu bedenken, dass zwar die Parteiendifferenzen über die großen mak­
roökonomischen Fragen, die in den 1970er und 1980er Jahren dominierten, 
praktisch verschwunden seien, die Bekämpfung von Inflation und die 
Förderung des Wirtschaftswachstums über angebotsseitige, also mikro­
ökonomische Maßnahmen zum neuen Konsens der britischen Wirt­
schaftspolitik gehörten. Gleichwohl bedeute das aber nicht das Ende aller 
Parteiendifferenzen in der Wirtschaftspolitik. "Both parties are now thor­
oughly committed to capitalism; it is the type of capitalism that is in dis­
pute" (Hervorhebung im Original; ähnlich Thomas 2001; Driver/Martell 
2002).

Mit dem Vorteil eines längeren Beobachtungszeitraums wird man der 
zweiten Interpretation zustimmen müssen. Die zentralen makroökonomi­
schen Ziele waren kaum mehr kontrovers zwischen den großen britischen 
Parteien und auch die Verfolgung des Ziels der Preisniveaustabilität durch 
die Entlassung der Bank of England in die Unabhängigkeit war bereits von 
den konservativen Schatzkanzlern seit der Thatcher-Ära favorisiert wor­
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den. Diese Maßnahme diente ebenso wie das Versprechen, sich an die 
Ausgabenpläne der Konservativen zu halten, die frühe Senkung der Un- 
temehmensteuersätze und die mittelfristigen fiskalpolitischen Regeln der 
Gewinnung von Glaubwürdigkeit bei den Wählern und -  wichtiger noch: 
-  den Finanzmärkten. Blair und Brown sahen eine erfolgreiche -  und das 
heißt nicht zuletzt: von den Finanzmärkten akzeptierte -  Stabilitätspolitik 
schlicht als notwendige Voraussetzung einer langfristig erfolgreichen so­
zialdemokratischen Wirtschaftspolitik, die ihre Ziele mit mikroökonomi­
schen Mitteln zu erreichen hatte (Moran/Alexander 2000:118). Den zentra­
len Fehler vorangegangener Labour-Regierungen sahen Blair und Brown 
eben darin, diesen Zusammenhang übersehen zu haben. Dies machte 
Brown beispielsweise in seiner Rede auf dem Labour-Parteitag 2001 sehr 
deutlich: "Our spending plans are affordable precisely because we have 
not made the mistakes of the last two Labour governments who, by refus­
ing to take early action to maintain stability ended up cutting, not increas­
ing public spending -  and were denied the capacity to fulfil their social 
goals" (zitiert nach Wickham-Jones 2002:104).

Aus Sicht der Labour-Führung war es sogar notwendig, die makro­
ökonomischen Parteiendifferenzen in den ersten Jahren der Regierung 
gering zu halten. Dies hatte entscheidend mit ihrer Wahrnehmung wirt­
schaftlicher Globalisierung zu tun (vgl. dazu z.B. Hay 1999; Hay/Watson 
1999; Schmidt 2002: 268; Driver/Martell 2002: 77f.; Grant 2003: 265). Für 
New Labour war Globalisierung die zentrale Rahmenbedingung, an der 
sich nationale und internationale Wirtschaftspolitik zu orientieren hatte, 
und die Wirkungen und Folgen internationalisierter Märkte wurden im 
Wesentlichen entsprechend der traditionellen, sprich (neo-)liberalen Sicht 
der Internationalen Ökonomie wahrgenommen (vgl. Wilkinson 2000: 
136ff.): Die Liberalisierung der internationalen Güter- und Kapitalmärkte 
wurde nicht nur als unabänderlich und irreversibel hingenommen, son­
dern geradezu als Naturereignis verstanden. Auch die Sicht, dass aus der 
Internationalisierung der Märkte eine erhebliche Beschränkung des Hand- 
lungsspielraums nationaler Wirtschaftspolitik folgt, wurde vollständig 
akzeptiert mit der Folge, dass die makroökonomische Politik vor allem die 
Finanzmärkte zu befriedigen hatte. Schon daher konnten Parteienunter­
schiede hier nicht angestrebt werden. Trotz dieser Einschränkungen wur­
de Globalisierung sogar als Chance für zukünftiges Wachstum betrachtet, 
soweit es der Regierung gelang, Strategien zu entwickeln, mit Hilfe derer 
die Wettbewerbsfähigkeit Großbritanniens und seiner Einwohner garan­
tiert werden könne. Ein wesentliches Element einer solchen Strategie wur­
de in Investitionen, nicht zuletzt Investitionen in Humankapital gesehen.
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Gordon Brown (1997: col. 303) stellte genau diese Zusammenhänge bereits 
in den ersten Sätzen seiner ersten Budgetrede am 2. Juli 1997 dar:

"The central purpose of the Budget is to ensure that Britain is equipped to rise to the 
challenge of the new and fast-changing global economy -  not just a few of us, but every 
one of us. The impact of the global market in goods and services, and of rapidly advanc­
ing technology, is now being felt in every home and community in our country. New 
products, services and opportunities challenge us to change; old skills, jobs and indus­
tries have gone and will never return. Yet for our country, the first industrial nation, this 
new global economy, driven by skills, creativity and adaptability, offers an historic op­
portunity. The dynamic economies of the futures will be those that unlock talent of all 
their people, and our nation's creativity, adaptability and belief in hard work and self- 
improvement -  the very qualities that made Britain lead the world in the 18th and 19th 
centuries -  are precisely the qualities that we need to make Britain a strong economic 
power in the 21st century."

Nennenswerte Unterschiede zwischen beiden Regierungen wurden 
daher vor allem bei den Ausgabenprioritäten deutlich -  und erst, nachdem 
die Finanzpolitik durch die restriktive Haushaltspolitik der ersten Jahre 
Glaubwürdigkeit bei den Finanzmärkten gewonnen hatte. Die Labour- 
Regierung sah -  im Gegensatz zu den Konservativen -  Senkungen der 
Steuersätze als nicht vorrangig und verwendete die Haushaltsüberschüsse 
wie gesehen überwiegend für höhere Ausgaben, insbesondere für die uni­
versalen Wohlfahrtsstaatsbereiche Gesundheit und Bildung, aber auch für 
das Verkehrswesen. Diese Politik wurde in der zweiten Legislaturperiode 
verstärkt fortgesetzt, nun -  angesichts vorhandenen Vertrauens der Fi­
nanzmärkte in die finanzpolitischen Fähigkeiten der Regierung -  auch um 
den Preis wachsender Defizite.

Dies entspricht den Erwartungen einer Modifikation der Parteiendiffe­
renzhypothese, die Carles Boix (1998) vorgeschlagen hat. Boix argumen­
tiert, dass sowohl sozialdemokratische als auch konservative Parteien 
Wirtschaftswachstum anstrebten, allerdings auf unterschiedlichen Wegen. 
Konservative erwarteten ein höheres Wirtschaftswachstum durch das 
reibungslose Wirken des Marktmechanismus, weshalb sie auf staatliche 
Interventionen (auch in Form von Besteuerung) so weit wie möglich ver­
zichteten. Diese Politik ginge allerdings auf Kosten der sozialen Gleichheit. 
Sozialdemokraten versuchten deshalb, mittels einer stärker interventio­
nistischen Politik das gleiche wirtschaftspolitische Ziel bei geringerer Un­
gleichheit zu erreichen. Dies können sie jedoch unter Globalisierungsbe­
dingungen nicht mehr mit keynesianischer Nachfragepolitik, sondern 
durch Investitionen in Bildung und Infrastruktur, die die Produktivität der 
Arbeitnehmer erhöhten. Eben dieser Ansatz spiegelt sich in Labours Aus­
gabenprioritäten wieder.
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Doch die Labour-Regierung versuchte auch -  und dies stellt einen 
zweiten Unterschied zur konservativen Vorgängerregierung dar, der zu 
den Erwartungen der Parteiendifferenzlehre passt auf direkterem Weg 
eine gewisse Abschwächung der immensen Einkommensungleichheit zu 
erreichen. Bereits für die Steuer- und Sozialreformen der ersten Wahlperi­
ode ist festgestellt worden, dass sie stark progressiv waren und insbeson­
dere den am schlechtesten gestellten Menschen zugute kamen (Clarke et 
al. 2002: 193ff.). In der zweiten Legislaturperiode trat dieser Effekt noch 
deutlicher hervor (Adam et al. 2005). Dabei wurden die Leistungen in ers­
ter Linie auf solche Bezieher fokussiert, die nicht arbeiten können, nämlich 
Rentner und Kinder (Annesley/Gamble 2004: 145), während für die übri­
gen die Beschäftigungsfähigkeit und damit die Fähigkeit, sich ein eigenes 
Auskommen zu verdienen, erhöht werden sollte. Trotz des Umvertei­
lungscharakters vieler Reformen, der häufig -  auch mit Blick auf die Fi­
nanzmärkte -  in Steuergutschriften versteckt wurde, blieb die Einkom­
mensungleichheit in Großbritannien sehr hoch (Keegan 2003: 257; Toyn- 
bee/Walker 2005: 48ff.).

Browns Finanzpolitik und die Labour Party

Insgesamt sind somit einerseits deutliche Parteiendifferenzen zwischen 
den Regierungen Major und Blair erkennbar, auf der anderen Seite jedoch 
ist auch die Kontinuität der Finanzpolitik über den Regierungswechsel 
hinweg bemerkenswert. In vielen Bereichen setzte die Regierung Blair 
Maßnahmen durch, die die Labour-Partei in den 1980er und frühen 1990er 
Jahren noch bekämpft hätte. Beispiele sind die Unabhängigkeit der Zent­
ralbank, die mittelfristige Regelbindung der Finanzpolitik, aber auch die 
prinzipielle Bereitschaft, auf Privatisierungen zurückzugreifen, nicht zu­
letzt bei der Finanzierung der Infrastruktur. Viele Versprechen aus dem 
Wahlkampf 1992, etwa den Spitzensteuersatz auf 50% zu erhöhen, die 
Rentenerhöhung wieder an die Entwicklung der Durchschnittslöhne an­
zupassen und erhebliche zusätzliche Sozialausgaben vorzunehmen, wollte 
die Partei 1997 nicht mehr geben (Glyn/Wood 2001: 50), und sie setzte sie 
auch in der Regierungsverantwortung nicht um. Wie gesehen wurde dies 
mit der Notwendigkeit begründet, Glaubwürdigkeit gegenüber den Fi­
nanzmärkten zu erwerben. Wie aber ließ sich dieser programmatische 
Wandel in der Labour Partei durchsetzen?

Der Weg zu New Labour

Nach der Wahlniederlage 1979 orientierte sich die Labour Party zunächst 
weiter nach links (vgl. zum Folgenden Kavanagh 1997: Kap. 8). Die Wirt­
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schaftspolitik der Regierungen Wilson und Callaghan wurde als verfehlt 
kritisiert, Versuche einer Steuerung der kapitalistischen Ökonomie seien 
von vornherein zum Scheitern verurteilt. Entsprechend forderte die Partei 
in ihrem Wahlprogramm 1983 u.a. den Austritt aus der EG, die Rücknah­
me der konservativen Gewerkschaftsgesetzgebung, die Re-Nationalisie- 
rung der privatisierten Unternehmen und ein Ende des Verkaufs der Sozi­
alwohnungen (Kavanagh 1989: 92). Auch auf der Ebene der Parteiorgani­
sation gewann der linke Flügel an Macht, indem die institutioneile Stel­
lung der Partei gegenüber der Fraktion Anfang der 1980er Jahre gestärkt 
wurde.

Diese neue Ausrichtung führte nicht nur zur Abspaltung des rechten 
Parteiflügels 1981, sondern auch zu einer verheerenden Wahlniederlage 
1983. Der neue Parteiführer Neal Kinnock (1983-1992) versuchte, die Partei 
in drei Bereichen zu modernisieren, um sie wieder mehrheitsfähig zu ma­
chen: So sollte die Parteiorganisation gestrafft, die programmatischen 
Aussagen überprüft und das Image verbessert werden (vgl. Kavanagh 
1997: 186). In der Tat kam es unter Kinnock zu nennenswerten Verände­
rungen in der Parteiorganisation (vgl. den Überblick über einzelne Maß­
nahmen bei Seyd 1993: 85ff.; Shaw 1996 und Jun 1996: 223ff.), die unter 
seinen Nachfolgern John Smith (1992-1994) und vor allem Tony Blair (seit 
1994) weitergeführt wurden (dazu Merkel et al. 2005). Als Labour 1997 
wieder an die Macht gelangte, war in Folge dieser Reformen die Macht der 
Parteiführung erheblich gestärkt, während Gewerkschaften und Aktivis­
ten, die von der Parteiführung als wesentlich weiter links als potentielle 
Labour-Wähler eingeschätzt wurden, an Einfluss eingebüßt hatten. Zudem 
wurden die Anstrengungen verstärkt, den Mitgliederbestand zu vergrö­
ßern, und es wurde größeres Gewicht auf die unmittelbare Beteiligung der 
Basis gelegt -  mit der Folge einer weiteren Stärkung der Parteiführung 
(vgl. Jun 1996: 231).

Programmatisch wandelte sich die Partei zunächst nur langsam (vgl. 
hierzu die hervorragende Synopse der Parteiprogramme bei Coa- 
tes/Lawler 2000: Appendix 1). Erst die neuerliche herbe Wahlniederlage 
1987 brachte sie zu der Überzeugung, dass es einer systematischen Über­
prüfung der Programmatik bedurfte. Die zentralen Ergebnisse dieses Pro­
zesses, der stark von der Parteiführung kontrolliert wurde, wurden 1989 
veröffentlicht (vgl. hierzu ausführlich Seyd 1993). Mit diesem "Policy Re­
view" akzeptierte die Partei in erheblichem Umfang die Ergebnisse des 
Thatcherismus, so etwa in der Steuer- und Privatisierungspolitik und bei 
den industriellen Beziehungen, während sie von konkreten Zielen beim 
Abbau der Arbeitslosigkeit Abschied nahm. Stattdessen wurde die Bedeu-
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tung angebotsorientierter Wirtschaftspolitik und des Marktes betont. Doch 
dieser programmatische Wandel reichte noch nicht, um die Wähler zu 
überzeugen. Die überraschende Wahlniederlage 1992 wurde in entschei­
denden Teilen der Labour Party darauf zurückgeführt, dass der Partei 
nach wie vor ein "tax-and-spend"-Image anhaftete (Heath et al. 1994: 294), 
dass also die Wähler der Warnung der Konservativen -  Myou can't trust 
Labour" -  glaubten. Insbesondere die schon angesprochenen wirtschafts­
politischen Wahlversprechen eines höheren Spitzensteuersatzes, der An­
passung der Rentenerhöhungen an die Entwicklung der Durchschnitts­
löhne und einer Erhöhung von Sozialausgaben wurden für dieses Image 
verantwortlich gemacht.

Tony Blair und Gordon Brown, der seit 1992 Schattenschatzkanzler 
war, versuchten daher mit zunehmendem Erfolg, Labours Erscheinungs­
bild zu verändern. Brown etwa verhinderte mit Ausnahme des New Deal 
praktisch alle Wahlversprechen, die mit nennenswert höheren Ausgaben 
verbunden waren (Stephens 2001: 194). Die größte symbolische Bedeutung 
hinsichtlich der weiteren programmatischen Wandlung der Labour Partei 
hatte aber sicherlich die von Blair durchgesetzte Streichung des Verstaatli­
chungsgebots, das die alte "Clause 4" des Parteistatuts vorsah. Der neue 
Text beschwört dagegen eine dynamische Wirtschaft, den Marktmecha­
nismus, die Vorteile des Wettbewerbs und eine gerechte Gesellschaft (do­
kumentiert bei Coates 2000: 4L). Damit hatte die Labour Party auch sym­
bolisch ihre programmatische Wandlung, die durch die wiederholte Ab­
lehnung ihres (wirtschaftspolitischen) Programms durch die Wähler aus­
gelöst worden war, abgeschlossen -  eine Wandlung, die die Partei dazu 
veranlasste, sich als "neue" Labour Partei darzustellen. Doch welche Rolle 
spielten innerparteiliche Konflikte, nachdem das Ziel der Übernahme der 
Regierung erreicht war?

Innerparteiliche Konflikte in der Regierung

Innerparteiliche Konflikte hatten nur sehr begrenzte Bedeutung für die 
Formulierung der Finanzpolitik New Labours. Das lag einerseits an der 
starken Zentralisierung der finanzpolitischen Willensbildung im West- 
minstersystem, andererseits an den überwältigenden Mehrheiten, über die 
New Labour im Unterhaus verfügte, und die es der Parteiführung erlaub­
ten, Maßnahmen auch gegen nennenswerte ITinterbänklerrevolten durch­
zusetzen. Schon am Anfang seiner Amtszeit hatte der Premierminister die 
Labour-Abgeordneten darauf hingewiesen, welche Aufgabe er ihnen zu­
dachte: "It's not your job to teil us what to do" (zitiert nach Rawnsley 2001: 
30 und Sturm 1998: 276). Viele Parlamentarier mochten sich mit dieser
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Rolle allerdings nicht begnügen. So stimmten beispielsweise 47 Abgeord­
nete Ende 1997 gegen die Kürzung der Unterstützung für Alleinerziehen­
de, im Mai 1999 gab es sogar 67 Neinstimmen von Labour-Abgeordneten 
gegen die Einführung von Bedürftigkeitstests bei der Unterstützung bei 
Arbeitsunfähigkeit, weitere 14 Abgeordnete blieben der Abstimmung fern 
(Pym/Kochan 1998: 199; T o y n b e e / W a l k e r  2001: 19). Beide Änderungen 
brachten finanziell keine substanziellen Entlastungen des Haushalts und 
waren programmatisch schwer zu erklären. Dennoch wurden sie durchge­
setzt, offenbar wenigstens teilweise, um den Premierminister und seinen 
Schatzkanzler nicht als durchsetzungsschwach gegenüber der Fraktion 
dastehen zu lassen (vgl. Rawnsley 2001: 113f.). Die Wahlperiode 2001-2005 
erlebte sogar Hinterbänklerrebellionen in einer Größe und Häufigkeit, wie 
sie in der Nachkriegszeit nicht bekannt waren, doch blieben sie weitge­
hend folgenlos, die Regierung musste aufgrund ihrer enormen Mehrheit 
im Unterhaus keine Abstimmungsniederlagen hinnehmen (vgl. die detail­
lierte Übersicht bei Cowley/Stuart 2005). Auch das Oberhaus, das Labour 
insgesamt etwas mehr Schwierigkeiten bereitete, nahm auf finanzpoliti­
sche Schlüsselentscheidungen keinen nennenswerten Einfluss. Ebenso 
erging es schließlich auch dem Kabinett (vgl. etwa Riddell 2001), das bei­
spielsweise über die Entscheidung, die Zentralbank in die operative Un­
abhängigkeit zu entlassen -  sicherlich eine der zentralen wirtschaftspoliti­
schen Entscheidungen der Regierung -, nicht einmal im Vorhinein infor­
miert wurde (Rawnsley 2001: 33f.). Lediglich in der Privatisierungspolitik 
führte der Widerstand aus der Labour Partei zu einer deutlichen Verzöge­
rung und Verringerung der Reformreichweite (vgl. Mayer 2005: 99f.).

Relevante innerparteiliche Auseinandersetzungen gab es während der 
ersten zwei Legislaturperioden vor allem zwischen dem Premierminister 
und seinem Schatzkanzler. Schon vor der Wahl 1997 musste Gordon 
Brown auf die Option, den Spitzensteuersatz auf 50% zu erhöhen, verzich­
ten, da Blair dies als elektoral zu riskant einschätzte (Keegan 2003: 148). 
Auch in den ersten Regierungsjahren scheiterte Brown mit Vorschlägen 
gelegentlich an Blair, so etwa mit dem Wunsch, den Ehegattenfreibetrag 
und die steuerliche Absetzbarkeit von Hypothekenzinsen sofort abzu­
schaffen. Blair hatte hier jeweils Sorge um die Popularität der Regierung 
(Pym/Kochan 1998: 56; Rawnsley 2001: 48). In den folgenden Budgets ge­
lang es dem Finanzminister dann aber dennoch, diese Kürzungen durch­
zusetzen. Abgesehen von solchen eher strategischen Differenzen ging es 
bei den Rivalitäten zwischen Premierminister und Schatzkanzler aber eher 
um machtpolitische Fragen als um Politikinhalte. So versuchte Blair bei­
spielsweise, Gordon Browns Ambitionen zu stutzen, indem einige Ver­
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traute des Finanzministers 1998 aus dem Kabinett entlassen wurden 
(Rawnsley 2001: 164). Finanzpolitische Auswirkungen hatten diese Kon­
flikte selten.

Im Gegenteil gestand Blair Brown sogar eine beispiellose Machtfülle 
bei der Gestaltung der Wirtschafts- und Finanzpolitik zu, wie sich etwa an 
den "Public Service Agreements" zeigt, die die einzelnen Ministerien mit 
dem Finanzministerium abschließen mussten und die letzterem eine uner­
hörte Einflussnahme auf die einzelnen Ressorts bescherte (vgl. z.B. Thain 
2000: 231f.). Zudem erklärte der Premierminister bereits in der ersten Ka­
binettssitzung, dass er Brown in der Haushaltspolitik gegen die übrigen 
Minister voll unterstützen werde (Rawnsley 2001: 39). Damit war -  ähnlich 
wie unter den konservativen Administrationen -  eine starke Zentralisie­
rung des Willensbildungsprozesses erreicht, die die Bedeutung innerpar­
teilicher Auseinandersetzungen für die Finanzpolitik der ersten acht Jahre 
der Regierung Blair minimierte.

Finanzpolitik und Parteienwettbewerb seit 1997

Die Labour-Führung war also weder durch das politische System noch 
durch innerparteiliche Auseinandersetzung an der Durchsetzung ihrer 
präferierten Politik gehindert. Dagegen sah New Labour im Wettbewerb 
um Wählerstimmen eine zentrale Nebenbedingung des Regierens, ja die 
Parteiführung scheint Politik im Wesentlichen als permanenten Wahl­
kampf gesehen zu haben (z.B. Riddell 2001: 26). Bereits bei der Betrach­
tung der programmatischen und organisatorischen Neuausrichtung der 
Labour Party während der Oppositionszeit ist deutlich geworden, dass 
diese zu einem erheblichen Teil wahlpolitisch bedingt war: Die wiederhol­
ten Wahlniederlagen zwangen die Labour Partei dazu, immer größere 
Teile der wirtschaftspolitischen Veränderungen, die die Konservativen 
durchgesetzt hatten, zu akzeptieren. Insbesondere die Wahlniederlage 
1992 hatte gezeigt, dass es den Konservativen auch nach den erheblichen 
Reformanstrengungen unter Neil Kinnock noch gelungen war, Labours 
"tax-and-spend"-Image zum eigenen Vorteil zu nutzen. Daher war Labour 
in der folgenden Wahlperiode und im Wahlkampf 1997 umso mehr be­
müht, dieses Image abzulegen. Am deutlichsten wurde dies an den Wahl­
kampfversprechen 1997, die Sätze der Einkommensteuer nicht zu erhöhen 
und sich an die konservativen Ausgabenpläne für die kommenden beiden 
Haushaltsjahre zu halten.

Insofern war die Finanzpolitik der ersten Regierungsjahre massiv vom 
Parteienwettbewerb dominiert, insbesondere vom Versuch der neuen Re­
gierung, ihren vermeintlichen elektoralen Schwachpunkt zu bekämpfen:
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das Image inkompetenter Finanzpolitik. So wurden große Teile der ersten 
Legislaturperiode darauf verwendet, Wähler und Finanzmärkte zu 
beschwichtigen, wie der Premierminister selbst einräumte (Rawnsley 2001: 
463). Dies war nicht zuletzt der Grund, warum die für die Partei schmerz­
haften und weithin unpopulären Einschnitte bei einzelnen Sozialleistun­
gen (Alleinerziehende, Invalide) durchgesetzt wurden -  Brown und Blair 
wollten beweisen, dass sie ihre orthodoxe Finanzpolitik auch gegen Wi­
derstände durchsetzen würden. Das Versprechen bezüglich der Staatsaus­
gaben hatte daneben zur Folge, dass die Verbesserung der öffentlichen 
Dienstleistungen in den Bereichen Bildung und Gesundheit nicht direkt 
angegangen werden konnte. Hier hatte die Regierung jedoch einen Spagat 
zu bewältigen, da die Wähler zwar einerseits eine solide Finanzpolitik 
wünschten, andererseits aber eine erhebliche Verbesserung der Gesund­
heitsversorgung und des Erziehungssystems erwarteten. Dieses Problem 
trieb im Sommer 1998 eine höchst merkwürdige Blüte, als Gordon Brown 
-  während er die Staatsausgaben noch strikt kontrollierte -  eine Erhöhung 
der Ausgaben für Bildung und Gesundheit um £40 Mrd. ankündigte. Da­
bei hatte er allerdings die zusätzlichen -  moderaten -  Ausgabenerhöhun­
gen der kommenden drei Jahre auf summiert (Rawnsley 2001: 161; Toyn- 
bee/Walker 2001: 2).

Im Laufe der ersten Wahlperiode wurde jedoch zunehmend deutli­
cher, dass die Einschränkungen, die der Parteienwettbewerb Labours Fi­
nanzpolitik auf erlegte, begrenzt waren. Während nämlich die Konservati­
ven während ihrer 18jährigen Regierungszeit in den Umfragen zwischen 
den Parlaments wählen regelmäßig und zum Teil erheblich hinter Labour 
zurückfielen, blieb der Regierung Blair ein solcher "mid-term blues" bis 
2005 fast vollständig erspart4 -  ja sie verlor in ihrer ersten Wahlperiode als 
erste Regierung seit Beginn des 20. Jahrhunderts keinen einzigen Sitz bei 
Nachwahlen (Butler/Kavanagh 2002: 21). Dies lag zum einen an der Orien­
tierungslosigkeit der Konservativen, die wenigstens bis 2005 nicht in der 
Lage waren, Labours Wirtschaftspolitik glaubwürdig in Frage zu stellen. 
Pippa Norris und Joni Lovenduski (2004: 96) konnten mit Hilfe einer Be­
fragung der Abgeordneten und Unterhauskandidaten vor der Wahl 2001 
zeigen, dass konservative Politiker beim Zielkonflikt zwischen Steuersen­
kungen und Ausgabenerhöhungen weiter von ihren eigenen Wählern, den 
Wählern der Liberaldemokraten, die sie hätten gewinnen wollen, oder 
dem britischen Medianwähler entfernt waren als die Politiker aller ande­

4 Vgl. die MORI-Daten, http://www.mori.eom/polls/trends/voting-all-trends.shtml#1986 
[19.5.2005].

http://www.mori.eom/polls/trends/voting-all-trends.shtml%231986
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ren britischen Parteien. Nicht zu Unrecht warf der "Economist" vom 
25.3.2000 der Opposition daher vor, sie habe sich als unfähig erwiesen, 
eine glaubwürdige Alternative zu bieten (zit. bei Wickham-Jones 2002: 
119). Diese Auffassung war auch unter den Wählern offenkundig weit 
verbreitet, da 68% der Befragten einer Umfrage aus dem Mai 2001 an der 
Kohärenz der konservativen Pläne in der Finanzpolitik zweifelten -  offen­
kundig, weil sie das Versprechen, die Steuern zu senken, ohne Kürzungen 
bei den öffentlichen Dienstleistungen vorzunehmen, für nicht realisierbar 
hielten (Wickham-Jones 2002:120).

Auf der anderen Seite zeigte sich allerdings auch ein deutlicher Um­
schwung im Meinungsklima. Der Zielkonflikt zwischen Steuersenkungen 
und Ausgabensteigerungen wurde von den Wählern zunehmend zuguns­
ten der letzteren beantwortet. So sorgten häufige Medienberichte über 
Missstände im Gesundheitswesen (vgl. Toynbee/Walker 2001: 72f.), die 
jeweils Höhepunkte erreichten, als es in Folge von Grippewellen regelmä­
ßig zu Bettenknappheiten in Krankenhäusern kam (vgl. z.B. OECD 2000: 
178, 179; Mullard 2001: 310), dafür, dass die Zufriedenheit der Wähler mit 
der Gesundheitspolitik immer weiter sank (Rawnsley 2001: 336). Dies 
wirkte katalysierend für die massive Ausweitung der Gesundheitsausga­
ben ab dem Jahr 2000 (Rawnsley 2001: 336-340), die sich wiederum massi­
ver Beliebtheit erfreute, unterstützten doch 87% der Befragten im Jahr 2000 
diese Ausgabenerhöhungen (Wickham-Jones 2002:114).

Entsprechend änderte sich auch die wirtschaftspolitische Auseinan­
dersetzung: Konnten die Konservativen bis 1992 Wahlkampf versprechen 
der Labour Party, die mit höheren Ausgaben verbunden waren, kontern, 
indem sie fragten, welche Steuern zur Finanzierung erhöht werden wür­
den, kehrte sich das Bild gegen Ende der 1990er Jahre um: Nun sahen sich 
die Konservativen bei der Vorstellung ihrer Steuersenkungspläne mit der 
Frage konfrontiert, welche Einschnitte bei den öffentlichen Diensten diese 
zur Folge haben würden. Die Konservativen sahen sich daher bereits 2001 
gezwungen zu versprechen, dass sie im Falle eines Wahlsieges die glei­
chen Ausgabenerhöhungen wie die Labour Party in den Bereichen Ge­
sundheit und Erziehung vornehmen würden (Stephens 2001: 195; But- 
ler/Kavanagh 2002: 26).

Dennoch war auch die Regierung Blair vor den Stimmungen der Wäh­
ler nicht gefeit, wie sich bei den lokalen Wahlen, den Wahlen zu den neu­
en schottischen und walisischen Parlamenten und den Europawahlen 
zeigte, bei denen Labour meist überraschend schwach abschnitt. Ivor 
Crewe beispielsweise kommentierte für die erste Amtszeit (2001: 92): ’’The 
electoral conundrum of the first Blair govemment is that it has done re-
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markably well in the polls but, by-elections aside, remarkably badly at the 
polls" (Hervorhebung im Original). Noch deutlicher wurde die latente 
Relevanz der Parteienkonkurrenz im September 2000, als steigende Ben- 
zinpreise massive Proteste und die Blockade von Raffinerien hervorriefen, 
in deren Verlauf es sogar zu Versorgungsengpässen bei Lebensmitteln zu 
kommen drohte (vgl. Rawnsley 2001: 395-414). In der Folge rutschte La- 
bour erstmals seit 1992 in den Umfragen wieder hinter die Tories, wenn 
auch nur für sehr kurze Zeit (vgl. ausführlicher Crewe 2001: 77ff.).

Folgerichtig blieb die Labour-Regierung finanzpolitisch auch weiter­
hin sowohl auf der Einnahmen- wie der Ausgabenseite vorsichtig. Wäh­
rend die zusätzlichen Ausgaben für Gesundheit und Bildung anfangs 
teilweise sogar übertrieben wurden, wurden die Maßnahmen, die den 
einkommensschwachen Bevölkerungsteilen zu Gute kamen, häufig wenig 
transparent in Steuergutschriften ’Versteckt". Dieses Vorgehen ist auf den 
ersten Blick überraschend, Annesley und Gamble (2004: 157) sprechen 
diesbezüglich von einer "peculiar strategy of 'credit avoidance'". Verständ­
lich wird diese Form der Sozialausgaben, die gar als "unsichtbare Ausga­
ben" ("Stealth Spending"; Rhodes 2000: 60) bezeichnet worden sind, vor 
dem Hintergrund der schon dargestellten Sorge Blairs und Browns, ihre 
Regierung könnte mit dem "tax-and-spend"-Image der "alten" Labour Par­
tei assoziiert werden. Daher erschien es notwendig, auf die klassische 
Umverteilungsrhetorik, die möglicherweise Mittelschichtwähler ver­
schreckt hätte, ebenso zu verzichten wie auf sozial- und finanzpolitische 
Maßnahmen, die offen redistributiv waren (Hills 2002).5 Solche unsichtba­
ren Ausgaben hatten aber nicht nur den Vorteil, den Umverteilungscha­
rakter der Finanz- und Sozialpolitik zu verschleiern, sondern sie wurden 
auch nicht als Staatsausgaben, sondern als negative Einnahmen erfasst 
und ließen somit die Staatsquote unberührt (vgl. Glyn/Wood 2001: 59) -  
was es der Regierung erleichterte, das Image finanzpolitischer Zuverläs­
sigkeit aufrechtzuerhalten.

Doch die Regierung setzte nicht nur auf unsichtbare Ausgaben. Auch 
Steuererhöhungen sollten möglichst unsichtbar bleiben, sodass die Oppo­
sition von "stealth taxes" zu sprechen begann. Die Veränderungen bei der 
Dividendenbesteuerung und die neue Einmalsteuer für privatisierte Un­
ternehmen der öffentlichen Daseinsvorsorge sind Beispiele für Steuern, die

5 Bei einer Befragung im Jahr 2000 gaben über 80% der Befragten an, höhere Gesundheits­
ausgaben zu wünschen, zwei Drittel wollten eine Steigerung des Bildungsetats. Gleich­
zeitig stimmten gerade 39% der Aussage zu, dass die Regierung Einkommen zugunsten 
der weniger wohlhabenden Teile der Bevölkerung umverteilen sollte, während immer­
hin 36% dies ablehnten (Hills 2002: 543, 547).
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Stephens (2001: 196) zu Recht als "apparently arcane but lucrative" be­
zeichnet. Ähnlich wie die konservativen Vorgängerregierungen setzte 
auch New Labour zusätzlich darauf, dass das Einfrieren der steuerlichen 
Freibeträge und die Erhöhung von Sozialversicherungsbeiträgen und indi­
rekten Steuern politisch weniger schädlich sein würden als die Erhöhung 
direkter Steuern, die entsprechend auch in den Wahlprogrammen für 1997 
und 2001 ausgeschlossen wurde. Gerade die politische Verantwortung für 
die Mineralöl- und Tabaksteuererhöhungen ließ sich zudem wenigstens 
teilweise noch auf die konservative Vorgängerregierung ab wälzen, die die 
automatische jährliche Erhöhung dieser Steuern eingeführt hatte -  eine 
schier perfekte Art der Schuldvermeidung. Dennoch zeigten sich gerade 
hier die Grenzen der "unsichtbaren Steuern". Die Zigarettenpreise bei­
spielsweise stiegen bedingt durch die Steuererhöhungen so stark, dass der 
Zigarettenschmuggel boomte und die Einnahmen aus der Steuer stagnier­
ten (Clark et al. 2002: 191), während die hohen Benzinpreise sogar zu mas­
siven Protesten führten. In beiden Fällen sah die Regierung sich daher 
gezwungen, auf weitere reale Erhöhungen der jeweiligen Steuern weitge­
hend zu verzichten.

Darüber hinaus war noch eine andere Schuldvermeidungsstrategie bei 
der Durchsetzung unpopulärer Maßnahmen zu beobachten, die ebenfalls 
bereits aus der Ära der konservativen Regierungen bekannt ist, nämlich 
die zeitliche Abfolge von unpopulären und populären Maßnahmen. Die 
Einnahmen erhöhenden Maßnahmen, die Labour durchsetzte, fanden sich 
in den Budgets 1997,1998 und 2002, die im jeweils ersten Jahr der Wahlpe­
riode verabschiedet wurden (IFS 2005: 117). Dagegen beinhalteten die 
Budgets von 2001 und 2005 gewisse Wahlgeschenke. 2001 etwa kam es zu 
einer Erweiterung der 10%-Steuerstufe, der Bereitstellung zusätzlicher 
Mittel für Krankenhäuser und Schulen, der Ausweitung verschiedener 
Steuergutschriften und vor allem einer erheblichen Rentenerhöhung, die 
die magere 75p-Erhöhung aus dem Vorjahr vergessen machen sollte. 2005 
war der Finanzminister stärker eingeschränkt, da er Gefahr lief, gegen 
seine "goldene Regel" zu verstoßen (IFS 2005). Dennoch muss beispiels­
weise die Einmalzahlung von £200 an Rentner, die Gemeindesteuer zah­
len, oder die Verschiebung der Erhöhung der Mineralölsteuer um sechs 
Monate eindeutig als wahlpolitisch motiviert angesehen werden.

Aus der Wahrnehmung von Regieren als permanentem Wahlkampf 
folgte für Labour außerdem eine besondere Bedeutung von politischer 
Kommunikation und des politischen Diskurses (vgl. Sturm 1998: 275ff.). 
Die gezielte Beeinflussung des Meinungsklimas durch einen ganzen Stab 
professioneller Medienexperten ("spin doctors") stand insbesondere am
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Anfang der Regierungszeit Blairs hoch auf der Agenda. Doch brachte die­
se Form der Hochglanzpräsentation erhebliche Abnutzungserscheinungen 
in Form von Glaubwürdigkeitsverlusten mit sich, die insbesondere durch 
einen sehr lockeren Umgang mit Fakten, wie etwa bei der Präsentation der 
Ausgabenzuwächse in den Bereichen NHS und Bildung im Sommer 1998, 
bedingt waren (vgl. Riddell 2001; Rawnsley 2001).

Neben diesen eher kurzfristigen Präsentationsstrategien versuchte 
New Labour jedoch auch, einen längerfristigen, stärker theoretisch orien­
tierten politischen Diskurs zu etablieren. Hier spielte insbesondere der 
Soziologe Anthony Giddens (1999) und sein Buch vom "dritten Weg" eine 
wichtige Rolle (vgl. dazu auch Merkel 2000). Der Diskurs über den "dritten 
Weg" sollte Blairs Labour Partei einerseits von "Old Labour" absetzen, der 
vorgeworfen wurde, die Schwächen des Marktes über-, seine Stärken un­
terschätzt zu haben, Umverteilung Vorrang vor der Schaffung von 
Wohlstand eingeräumt und Rechte gewährt, ohne Pflichten definiert zu 
haben. Andererseits wollte man sich mit der Betonung von Chancen­
gleichheit und sozialer Inklusion von den Konservativen absetzen. Der 
"dritte Weg" sollte dagegen Schaffung von Wohlstand mit sozialer Gerech­
tigkeit verbinden und Unternehmertum einbeziehen, ohne deshalb auto­
matisch Marktlösungen für soziale Probleme anzustreben (Driver/Martell 
2002: 75f.). Die Aufgabe des Staates wurde durchaus aktiv darin gesehen, 
Wachstum und Chancengleichheit zu ermöglichen ("enabling state"; vgl. 
Kavanagh 1997: 221), jedoch nicht mehr Ergebnisgleichheit herzustellen.

Ähnliches spiegelte sich auch im finanzpolitischen Diskurs, der vor al­
lem von Gordon Brown geprägt wurde, wieder. Die zentralen Begriffe 
waren Stabilität, Regeln, Disziplin, Transparenz und Klugheit ("pruden- 
ce"), die immer wieder zur Rechtfertigung der eigenen Politik vorgebracht 
wurden (Stephens 2001: 186). Die haushaltspolitische Klugheit wurde da­
bei stets mit einem bestimmten Zweck gerechtfertigt ("prudence with a 
purpose"), da soziale Verbesserungen nur auf der Basis einer gesunden 
Wirtschaft möglich seien (Stephens 2001: 188). So rechtfertigte Gordon 
Brown bereits die sehr restriktive Haushaltspolitik der ersten Jahre mit 
diesem Argument: "Our toughness on the public finances is toughness for 
a purpose, so we can move resources to high-priority areas" (zitiert nach 
Pym/Kochan 1998:109).

In der zweiten Wahlperiode verlor sowohl der Diskurs über den "drit­
ten Weg" als auch das finanzpolitische Mantra der "Klugheit" an Bedeu­
tung, ohne gleichwertig ersetzt zu werden. Die Maßnahmen der zweiten 
Amtszeit wurden kaum mehr als zusammenhängend wahrgenommen. 
Insbesondere durch den Irakkrieg wuchs zudem das Misstrauen der Öf­
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fentlichkeit gegenüber Aussagen der Regierung, was sich auch auf die 
Innenpolitik übertrug. Das Fehlen eines überzeugenden Diskurses und der 
Vertrauens Verlust trugen erheblich zur zunehmenden Skepsis der Wähler 
gegenüber den Leistungen Labours und letztlich vermutlich zum -  aus 
Sicht der Partei enttäuschenden -  Ausgang der Unterhauswahl 2005 bei 
(vgl. Toynbee/Walker 2005: 7f.; 318ff.).

Zusammenfassung:
Sozialdemokratie durch die Hintertür?

Wie ist die Finanzpolitik der Regierung Blair also einzuschätzen? Und wie 
lässt sie sich erklären? Der vorstehende Beitrag hat gezeigt, dass die Regie­
rung Blair in der Tat versucht hat, auf der Basis der von den Konservati­
ven transformierten politischen Ökonomie Großbritanniens eine sozial­
demokratische Finanzpolitik unter den Restriktionen von Globalisierung 
und Parteienwettbewerb durchzusetzen. Blair und Brown akzeptierten die 
vermeintlichen Imperative, die aus offenen Güter- und Kapitalmärkten 
angeblich folgen, als unabänderlich und nicht hintergehbar.6 Daraus folg­
te, dass die Gewinnung von Glaubwürdigkeit bei den internationalen Fi­
nanzmärkten, die vorherigen Labour-Regierungen so schwer zugesetzt 
hatten, die wichtigste Aufgabe am Beginn der Regierungszeit sein würde. 
Diesem Ziel diente die operative Unabhängigkeit der Bank of England, die 
strikte Haushaltsdisziplin der ersten Jahre, das Wahlversprechen, den 
Spitzensteuersatz nicht anzuheben, und die frühen Senkungen der Kör­
perschaftsteuersätze.

Gleichzeitig war unter den so wahrgenommenen Globalisierungs­
zwängen an eine klassische sozialdemokratische Umverteilungspolitik 
nicht zu denken. Vielmehr wurde -  durchaus im Sinne der Boix'schen 
(1998) Modifikation der Parteiendifferenzhypothese unter Globalisie­
rungsbedingungen -  darauf fokussiert, die Position der schlechter gestell­
ten Gesellschaftsmitglieder über die Angebotsseite der Ökonomie, also 
mikroökonomisch zu verbessern. Dabei setzte die Regierung auf Investiti­
onen in Bildung sowie auf die (Re-)Integration in den Arbeitsmarkt, die 
einerseits durch Anreize zur Aufnahme auch niedrig entlohnter Arbeit, 
andererseits aber durch eine Erhöhung der Beschäftigungsfähigkeit er­
reicht werden sollte. Auch Umverteilung wurde zwar durchaus ange­

6 Für die Erklärung der Finanzpolitik New Labours spielt es keine Rolle, ob die Beschrän­
kungen für nationalstaatliche Wirtschaftspolitik, die als Folge der wirtschaftlichen Inter­
nationalisierung postuliert werden, materiell tatsächlich existieren oder nicht. Sie ge­
winnen ihre Wirkungsmacht vielmehr daraus, dass die handelnden Akteure davon aus­
gehen, dass sie wie postuliert wirken (vgl. hierzu ausführlicher Zohlnhöfer 2005).
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strebt, musste aber ebenfalls in die -  wahrgenommenen -  ökonomischen 
Restriktionen der Globalisierung wie die politischen Beschränkungen des 
Wettbewerbs um Wählerstimmen eingepasst werden. Soweit Redistributi­
on nicht allein über Inklusion in den Arbeitsmarkt erreicht werden konnte, 
wie insbesondere bei Rentnern, Kindern und Niedriglohnarbeitnehmern, 
wurde sie möglichst unsichtbar organisiert. In ähnlicher Weise wurde 
auch die Erhöhung der Steuerbelastung, mit deren Hilfe der Ausbau des 
Bildungs- und Gesundheitssystems sowie der Infrastruktur finanziert 
werden sollte, implementiert.

Insofern ergibt sich nach acht Jahren New Labour tatsächlich das Bild 
einer sozialdemokratischen Wirtschaftspolitik durch die Hintertüre, einer 
vorsichtigen Umsteuerung und moderaten verteilungspolitischen Modifi­
kation der Hinterlassenschaften des Thatcherismus. Dass es nur die Hin­
tertür war, durch die sozialdemokratische Elemente in die Finanzpolitik 
gelassen wurden, hat viel mit Lernen aus vergangenen finanz- und wahl­
politischen Misserfolgen der Labour Party zu tun, nämlich dem spektaku­
lären Scheitern der keynesianischen Politik an den internationalen Fi­
nanzmärkten in den 1970er Jahren und der Wahlniederlage 1992, die auf 
Labours "tax-and-spend"-Image zurückgeführt wurde. Dass die Partei in 
der Finanzpolitik seit 1997 "überlernt" hat, also größere Vorsicht hat wal­
ten lassen als notwendig, ist nicht unplausibel. Die wirtschaftspolitischen 
Erfolge wie der historische dritte Wahlsieg in Folge bestätigen jedoch, dass 
die Strategie durchaus erfolgreich war.
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